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5. Wahlperiode 


Drucksache V/3820 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/1 - S 2130 - 5/69 


Büiiri, 4. Februar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Urteil des Bundesfinanzhofs zur Ordnungsmäßigkeit 

der Buchführung vom 26. März 1968 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache V/3714 - 


1. Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß bei Anwendung 
der neueren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes in seinem 
Urteil vom 26. März 19G8 IV 63/63 (Bundessteuerblatt 1968 
Teil II Seite 527) die Buchführung eines erheblichen Teils - 
möglicherweise von mehr als der Hälfte - aller Betriebe, und 
zwar insbesondere der Klein- und Mittelbetriebe, nicht ord- 
nungsmäßig im Sinne der steuerlichen Vorschriften wäre? 

2. Teilt die Bundesregierung weiterhin unsere Auffassung, daß es 
erforderlich ist, hier eine praktikable Lösung zu finden? 


Ich beantworte die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt: 

1. Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 26. März 1968 
(Bundessteuerblatt 1968 II Seite 527) gefordert, daß Ge- 
schäftsvorfälle grundsätzlich innerhalb von zehn Tagen 
grundbuchmäßig erfaßt werden müssen. Er hat es jedoch 
dahingestellt sein lassen, ob in bestimmten Fällen eine 
Belegsammlung für etwa einen Monat als hinreichender 
Grundbuchersatz angesehen werden kann, wenn die Über- 
wachung ihrer Vollständigkeit für diese Zeit gewährleistet 
ist. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Auswirkungen 
dieses Urteils mit den Vertretern der obersten Finanzbehör- 
den der Länder erörtert. Nach dem Ergebnis dieser Erörte- 
rungen teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Ord- 
nungsmäßigkeit der Buchführung in vielen Fällen gefährdet 
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wäre, wenn Geschäftsvorfälle grundsätzlich innerhalb von 
zehn Tagen erfaßt sein müßten. Dabei ist insbesondere zu 
berücksichtigen, daß die Buchführungen in zunehmendem 
Maße mit Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen erstellt wer- 
den. Auch Klein- und Mittelbetriebe bedienen sich dieser 
Anlagen, z. B. über zentrale Buchstellen (Fernbuchführung). 
Der Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen in der Buch- 
führung ist jedoch nur dann wirtschaftlich, wenn jeweils ein 
größerer Buchungsanfall zu verarbeiten ist. Das wird vielfach 
erst bei einem Buchungsanfall von mehr als zehn Tagen der 
Fall sein. 

Die Vertreter der obersten Finanzbehörden der Länder 
haben sich auf meinen Vorschlag hin damit einverstanden 
erklärt, in einem koordinierten Ländererlaß für die grund- 
buchmäßige Erfassung der unbaren Geschäftsvorfälle eine 
für den rationellen Maschineneinsatz erforderliche Frist von 
einem Monat zuzubilligen unter der Auflage einfacher Siche- 
rungsvorkehrungen gegen den Verlust von Buchungsunter- 
lagen, solange sie nicht grundbuchmäßig erfaßt sind. Dieser 
Erlaß wird in Kürze im Bundessteuerblatt veröffentlicht wer- 
den. Er enthält m. E. eine praktikable Lösung des in der 
Kleinen Anfrage angesprochenen Problems. 


Strauß 
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Anlage 


beschlossen in der 
Sitzung der ESt-Referenten 
am 28. 1. 1969 


Entwurf 

eines gleichlautenden Ländererlasses 


Betr.: Ordnungsmäßigkeit der Buchführung; 

hier: Grundbuchmäßige Erfassung der unbaren Geschäfts- 

vorfälle (Kreditgeschäfte) 


(1) Nach Abschnitt 29 Abs. 2 Nr. 2 der Einkommensteuer- 
Richtlinien 1967 (EStR) sind sämtliche Geschäftsvorfälle zeitnah 
und der Zeitfolge nach in Grundbüchern zu erfassen. Die zeit- 
nahe Erfassung der Geschäftsvorfälle erfordert - mit Ausnahme 
des Zahlungsverkehrs - keine tägliche Aufzeichnung. Unbare 
Geschäftsvorfälle, d. h. Geschäftsvorfälle, die den Zahlungs- 
verkehr nicht berühren, insbesondere also Kreditgeschäfte, müs- 
sen zwar nach dem BFH-Urteil vom 26. 3. 1968 (BStBl II S. 527) 
grundsätzlich innerhalb von etwa 10 Tagen grundbuchmäßig 
erfaßt werden. Der Bundesfinanzhof hat es jedoch dahingestellt 
sein lassen, ob in bestimmten Fällen eine Belegsammlung für 
etwa einen Monat als hinreichender Grundbuchersatz ange- 
sehen werden kann, wenn die Überwachung ihrer Vollständig- 
keit für diese Zeit gewährleistet ist. 

(2) Die Buchführungen werden in zunehmendem Maße mit 
Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen erstellt. Auch Klein- und 
Mittelbetriebe bedienen sich dieser Anlagen, z. B. über zentrale 
Buchstellen (Fernbuchführung). Der Einsatz von Datenverarbei- 
tungsanlagen in der Buchführung ist nur dann wirtschaftlich, 
wenn jeweils ein größerer Buchungsanfall zu verarbeiten ist. 
Das wird vielfach erst bei einem Buchungsanfall von mehr als 
10 Tagen der Fall sein. Werden in diesen Fällen von den Betrie- 
ben organisatorische Vorkehrungen getroffen, um sicherzu- 
stellen, daß Buchungsunterlagen bis zu ihrer grundbuchmäßigen 
Erfassung nicht verlorengehen (z. B. durch laufende Numerie- 
rung der eingehenden und ausgehenden Rechnungen und Rech- 
nungsdurchschriften oder durch ihre Abheftung in besonderen 
Mappen oder Ordnern), bitte ich es nicht zu beanstanden, wenn 
die grundbuchmäßige Erfassung der Kreditgeschäfte in Abstän- 
den von etwa einem Monat erfolgt. Aus Gründen der steuer- 
lichen Gleichbehandlung bitte ich entsprechend zu verfahren, 
wenn die Buchführung nicht mit Hilfe von Datenverarbeitungs- 
anlagen erstellt wird oder wenn keine Fernbuchführung vor- 
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liegt. Die in Abschnitt 29 Abs. 2 Nr. 1 EStR genannten allge- 
meinen Anforderungen hinsichtlich der Ordnungsmäßigkeit der 
Buchführung bleiben unberührt. 

(3) Soweit die Grundbuchfunktion auf Dauer durch eine Beleg- 
sammlung erfüllt werden soll, gelten dafür weiterhin mein 
Erlaß vom 10.6. 1963 (BStBl 1963 II S. 89 ff.) sowie die Grund- 
sätze der BFH-Urteile vom 16. 9. 1964 (BStBl III S. 654) und vom 
23. 9. 1966 (BStBl 1967 III S. 23). 


Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit den Finanzministern 
(Finanzsenatoren) der anderen Bundesländer und mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen. 
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